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Der VIII, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs 
hat auf die mündliche Verhandlung vom 7. März 1966 
unter Mitwirkung der Bundesrichter Dr. Gelhaar,
Dr. Dorschei, Dr, Mezger, Dr, Messner und Mormann

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 5« Zivil­
senats des Oberlandesgerichts Nürnberg vom 
5* November 1965 v/ird auf Kosten des Klägers 
zurückg ewi e s en,

Von^Rechts wegen
i

Tatbestand:

f -Die Beklagte ist eine gemeinnützige Wohnungsbau­
genossenschaft, Bin^orbpblicher Teil der ihr gehörenden 
Häuser wurde durch Kriegseinwirkung zerstört.

Am 4. August 1948 trat der Kläger, der damals 
noch nicht Genosse der Beklagten war, an dieso mit 
der Bitte heran, ihm eines der zerstörten Einfamilien­
häuser zum Ausbau und späteren Bezug zuzuweisen. Das 
Schreiben des Klägers lautet auszugsweise:

”,,, Hiermit erbitte ich die Siemens-Schuckert- 
Baugenossenschaft um Zustimmung und Ge­
nehmigung des Ausbaues der Wohnung OflHBstr, I,

,,• Nach Besichtigung derselben verpflichte ich 
mich, diese sobald als irgend möglich auszubauen ,,,
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Betrifft: Finanzierung

Ich erkläre mich bereit, für das benötigte 
-Material sowie Solz und sonstiges aufzukom- 
mon« Ihrer werten Beihilfe sehe ich gern ent­
gegen« Hach Beendigung des Baues lege ich 
meine Rechnungen und Belege vor, um dann zu 
einem Abschluß beiderseitig' zu kommen«”

Die Beklagte anwortete mit Schreiben vom 6« August 1948:

” o»o Auf Ihren Wunsch hin weisen wir Ihnen das 
zerstörte Einfamilienhaus OflBfcstr« S  zum Auf­
bau zu« Die Zuweisung ist an folgende Bedingungen 
geknüpft:
1« Erwerb der Mitgliedschaft bei unserer Genossen­schaftt« .
2« Beschaffung des benötigten Materials durch Sie; unsere Beihilfe kann sich nur auf Zuteilungen 

im Rahmen, des Möglichen erstrecken«
3« Übernahme«-4©r entstehenden Kosten« Die Finan­zierung des Bauvorhabens erfolgt durch Sie« Ob 

und inwieweit wir uns nach Fertigstellung und Bezug der Wohnung an den von Ihnen aufgewand­
ten Kosten beteiligen können, können wir erst zu jenem Zeitpunkt- entscheiden«.

Das Haus, das hach den vorliegenden Bauplänen er­
stellt werden muß, so daß es dem früheren Zustand 
Wieder entspricht, bleibt auch nach erfolgtem Auf­
bau unser Eigentum« •

• «• Ein Anspruch-auf Entschädigung, Rückzahlung oder 
Abzug von der Miete der von Ihnen auf gewandten Ko­
sten bestoht Ihrerseits nicht', da unsere Mieten so 
kalkuliert sind, daß sie lediglich die von uns für
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das Haus aufzuwendenden allgemeinen Kosten decken»

Wir bitten um Ihre schriftliche Bestätigung, daß Sie 
mit Unseren Ausführungen einverstanden sind»*'

Der Kläger erwiderte mit Schreiben vom 15» August 1948:

" Bio von Ihnen angeführten Bedingungen nehme ich 
zur Kenntnis, in Punkte 1 3 und bestätige Ihnen
hiermit ...

Es ist mir bewußt, daß das Haus Ihr Eigentum bleibt 
(sollte mal ein Verkauf in Präge kommen, so sehe ich 
mich als ersten Käufer) auf Grund meiner Investierung»

< ■> #* - .Zum Einzugstag wird die Von Ihnen frühere, verein­
barte, festgesetzte Miete von mir bezahlt "»»»

' * f
Ein Abzug von der Miete, betreffd meiner Finan­
zierung, werde ich hicht geltend machen, jedoch 
berufe ich mich auf\Punkt 3 meiner aufgewandten 
Kosten dementsprechenden Ausgleich oder Gutschrift 
entgegenzusehen«M

Ber Kläger baute das Haus in der Folgezeit haupt­
sächlich mit eigenen Mitteln auf» Bie Höhe seiner Auf- 
Wendungen gibt er mit 10 653*93 BM an» Bie Beklagte be­
teiligte sich an dem Aufbau mit einem Kostenaufwand 
von 5 969,53 BM»

Im Jahre 1949 hat der Kläger die Beklagte um die 
Übernahme weiterer Kosten. Bie Beklagte antwortete mit 
Schreiben vom 20» Bezembor 1949, nach dem sie Kosten
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in Höhe von 1 Q33 DM.übernehmen wollte, und fügte 
hinzu:

M. W i r  übernehmen diese Kosten unter der Voraus­
setzung, daß Sie weitere Ansprüche an uns nicht 
mehr stellen, • • "■ .

Die Beklagte beglich den Betrag von 1 033 DM, Der 
Kläger wurde Genosse der Beklagten und zahlte seinen 
Genossenschaftsanteil von 600 DM ein.

Am 7, März 1950 schlossen die Parteien und die 
Ehefrau des Klägers über da3 Haus, dessen Räume aus 
3 Zinünern, einer Küche, einem" Abort, je einem Boden- 
und Kellcranteil bestehen und zu dem ein Gartenanteil 
gehört, einen Nutzungqvortrag, Dio Nutzungsgebühr be­
trug ab 1, März 1950 vierteljährlich 98 DM, ab 1, Ok­
tober 1952 -vierteljährlich 107,80 DM und im Zeitpunkt 
der letzten mühdlichon-Verhandlung vor dem* Berufungs­
gericht 142y80*DM- Die'Höho der ursprünglich fest­
gesetzten NutzungbgehÜhr entsprach den für Altbau­
wohnungen in den Häusern der Beklagten maßgeblichen 
Sätzen.

Der Kläger fordert mit der Klage Ersatz seiner 
für den Y/iederaufbau des Hauses gemachten Aufwendungen 
im Betrage von 10 653,93 DM nebst Zinsen. Hilfsweise 
hat er in den beiden ersten Rechtszügen die Verurtei­
lung der Beklagen verlangte das Hausgrundstück an 
ihn zu oinem/dem Klageantrag zu errechnenden Preise 
zu verkaufen.
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jDas Landgericht und das Oberlandesgericht 
haben die Klage abgewiesen.

Mit der Revision verfolgt der Kläger, der 
zunächst das Rechtsmittel in vollem Umfang einge­
legt hatte, den geltend gemachten Hauptanspruch

t »■ *weiter. Die Beklagte beantragt, diö Revision zu-■ , *
rückzuweisen. ' ' s

Entscheidungsgründe:

Die Revision- kann keinen Erfolg haben.

I.
1 » ■ .

Das Berufungsgericht ist der Auffassung, der 
Kläger könne weder aus Vertrag noch aus Gesetz Er­
stattung . seiner für den Aufbau des Grundstücks ge­
machten Aufwendungen verlangen. Eine vertragliche 
Verpflichtung der Beklagten zum Ersatz der Aufwen­
dungen sei nicht begründet. Wenn der Kläger den 
Willen gehabt hätte, Ersatz zu fordern, so hätte 
er seinem Schreiben vom 15« August 1948 eine andere 
Fassung geben müssen. Hätte er aber einen solchen 
Willen zum Ausdruck gebracht, so wäre er Gefahr 
gelaufen, daß die Beklagte ihm das Ruinengrundstück 
nicht zum V/federaufbau zugewiesen hätte. Auf eine 
gesetzliche Vergütung und auf einen ihm durch seine 
Wiederaufbauarbeiten'erwachsenden Bereicherungsan­
spruch habe der Kläger ausdrücklich verzichtet. Diese 
Würdigung trifft das Berufungsgericht auf Grund des
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Briefwechsele. Es führt insbesondere aus, die Beklagte 
habe koine Zweifel gelassen, daß sie keinerlei Ver­
pflichtungen eingehen wollte. Der Kläger habe sich 
sagen müssen,, daß.er nicht damit rechnen könne, für 
seine Aufwendungen entschädigt zu werden. Er habe 
sich.bereit erklärt, den Aufbau des Hauses unter den 
von der Beklagten gestellten Bedingungen zu übernehmen. 
Die am Schluß seines Schreibens vom 15* August 1948 
hinzugefügte Bemerkung, er berufe sich auf Punkt 3, 
einem Ausgleich oder einer Gutschrift seiner aufgewandten 
Kosten entgegenzuSehen, könne nach der Sachlage nur 
so verstanden werden, daß der Kläger um Erstattung 
seiner Aufwendungen im Rahmen der von der Beklagten 
gesetzten Vertragsbedingungen bitte. Er habe mithin 
nur die Beklagte wissen lassen, daß er an der Verwirk­
lichung der unverbindlich in Aussicht gestellten 
Kostenbeteiligung sehr interessiert sei. Der Kläger 
sei sich auch bewußt gewesen, daß er keinen Erstattungs-‘ ’ • .. . . ianspruch habe. Das habe* sein' verhalten in der Folge- 
zoit bewiesen. So habe er dem Schreiben der Beklagten 
vom 20. Dezember 1949 nicht widersprochen• Außerdem 
habe er, nachdem er in das Haus gezogen v/ar, seine 
angeblichen Erstattungsansprüche jahrelang nicht geltend 
gemacht, sei vielmehr erst im Jahre 1961 damit hervor­
getreten. Angesichts dieser Umstände könne die Absprache 
der Parteien rechtlich nur so gewertet werden, daß der 
Kläger seine für den Wiederaufbau des Hauses gemachten 
Aufwendungen als verlorenen Baukostenzuschuß erbringen 
sollte.

Die Würdigung des Berufungsgerichts betrifft in­
dividuelle Vereinbarungen. Sie ist der Nachprüfung
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im Revisionsverfahren nur daraufhin zugänglich, oh 
sie möglich ist, gegen anerkannte Auslegungsgrund- 
sätze verstößt oder Verfahrensvorschriften ver­
letzt# In dieser Richtung lassen die Ausführungen 
des Berufungsgerichts einen Rcchtsirrtum nicht 
erkennen# Bio Revision bewogt sich mit ihren An­
griffen auf dem ihr verschlossenen Gebiet der Aus­
legung eines Individüalvertrages. Sie versucht 
lediglich in unzulässiger Weise, 'ihre Auffassung 
an die Stolle der des Berufungsgerichts zu setzen#

Pie Einwendung des Klägers, die Vereinbarung, 
daß die Aufwendungen nicht ersetzt werden sollten, 
verstoße gegen Trau und Glauben, hält das Berufungs­
gericht mit Recht für unbegründet. Es führt aus, 
der Kläger, der über die notwendigen Mittel zum 
Wiederaufbau verfügt habe, habe um Überlassung des 
Ruinengrundstücks in einer Zeit gebeten, als die 
Beklagte nicht in der Lage gewesen sei, den Wieder­
aufbau mit eigenen Mitteln durchzuführen# Von einer 
sittenwidrigen Ausnutzung einer Notlage könne nicht 
gesprochen werden# Bei Berücksichtigung, daß die 
Beklagte über 7 000 PM zum Aufbau beigesteuert und 
in der Folgezeit eine verhältnismäßigoniedrige 
Miete von zuletzt 47,60 PM monatlich berechnet habe, 
könne von einer Nichtigkeit der Abmachung wegen Ver- 
stoses gegen die guten Sitten keine Rede sein. Bie- 
ser Ansicht ist im vollen Umfang boizupflichten.
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III.

Das Berufungsgericht nimmt ohne Rechtsirrtum 
ah, daß die Vereinbarung der Parteien auch nicht 
gegen gesetzliche Vorschriften verstößt.

1) Die Revision meint, der Wirksamkeit der 
Abrede stehe die Preisstop-Verordnung vom 26. No­
vember 1936 entgegen. Der Bundesgerichtshof hat 
aber bereits im Urteil vom 5« Juli 1954 (VI ZR 
109/53 LM Preisstop-VO Nr. 5 = NJW 1954, 1601) 
angenommen, die Prcisstop-VO lasse eine Verein­
barung des Inhalts zu, daß der Mieter die Wieder­
aufbaukosten eines zerstörten Gebäudes in vollem 
Umfange zu tragen habe.. An dieser Auffassung ist 
festzuhalten. Wenn die.Revision auf spätere gesetz­
liche Regelungen verweist und meint, danach könne 
der in der Entscheidung gefundene Grundsatz nicht $ 
mehr Geltung haben, so geht das fehl. Mit § 29 
des am 1. August 1955 in Kraft getretenen ersten 
Bundesmietengesetzes sollte die durch den Bundes­
gerichtshof entschiedene Streitfrage endgültig in 
dem Sinn geregelt werden, daß Finanzierungsbeiträge 
für neugeschaffene Wohnungen in jeder Rechtsform 
zulässig seien, auch in der Form der verlorenen 
Baukostenzuschüsse (Bergende, Gesetz über den Abbau 
der WohnungsZwangswirtschaft und über ein soziales 
Miet- und Wohnrecht, 1961, § 29 1. BMG Anm. 3)» Eben­
falls zu Unrecht verweist die Revision auf die Ent­
scheidung BGHZ 18, 325.0 Dort handelt es sich nicht 
um einen Finanzierungsbeitrag, sondern um eine 
Abstandszahlung.



10 V(?

Die Meinung der Revision, § 29 Abs» 1 Satz 1 
in Verbindung mit Abs. 3 1« BMG sei auf den vor­
liegenden Fall nicht anzuwenden, ist unrichtig.
Nach dieser Vorschrift ist es nicht als Verstoß ge­
gen die Preisstop-Verordnung anzusehen, wenn durch 
einen Mieter zum Wiederaufbau* von preisgebundenen 
Wohnräumen ein Finanzierungsbeitrag gewährt wird.V 
Die Revision will fälschlich als Finanzierungs­
beiträge in diesem Sinne nur Geldleistungen des 
Mieters, nicht eigene* Baukosten und Bauarbeiten 
auffassen. Zu den Beiträgen eines Mieters gehören, 
wie sich aus § 19 Abs. 2 1. BMG, § 11 GRMG ergibt, 
auch Leistungen, die nicht nur durch.Gewährung 
von Zuschüssen, sonderxi nin sonstiger Weise” er­
bracht werden. Zu1den Finanzierungsbeiträgen 
rechnen deshalb außer Geldzahlungen auch Sachlei­
stungen und Menstlöistungen,.,wenn sie vom Mieter 
zum Y/ohnungsaufbau erbracht werden (Pergande aaO 
1. BMG § 19 Anm. 9^.Roquotte,..Bundesmietengesetze 
3. Aufl. § 29 T • BM'.* Anm. 15)« Daher ist., wenn 
es sich bei1 dem Haus des. Klägers um eine frei 
finanzierte Wohnung oder um eine steuerbegünstig­
te Wohnung handelt, die Rückforderung des Finanzie­
rungsbeitreges auch nach § 29 1..BMG ausgeschlossen.

2. Bas Berufungsgericht hat zutreffend ange­
nommen, daß der Kläger auch nicht unter anderen 
rechtlichen Gesichtspunkten einen Anspruch auf 
Rückerstattung der für den Aufbau gemachten Auf­
wendungen herleiten kann.
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a) Nach § 29 Aba. 1 Satz 2 1. BMG bleiben von 
der Vorschrift d.os Satz 1 sonstige Vorschriften, die 
dio Gewährung von Pinanzierungsbeiträgen regeln, 
insbesondere. § 28 1. WoBauG, unberührt. Die Bedeu­
tung dieser Bestimmung liegt darin, daß. für den 
öffentlich geförderten Wohnungsbau.besondere Vor­
schriften bestehen geblieben sind. Nach f 28 1, WoBauG 
in der Passung vom 25. August 1953 kann nämlich die 
Stolle, die-die öffentlichen Mittel für .die öffent­
lich geföderten Wohnungen bewilligt, bei der Be­
willigung die Annahme von Pinanzierungsbeiträgen 
au83chließen. Eine Vereinbarung mit einem Wohnungs­
suchenden ist unwirksam, soweit sie gegen eine sol­
che Verfügung verstößt. Ein Pinanzierungsbeitrag, 
der auf einer unwirksamen Vereinbarung beruht, ist 
zurückzuerstatten. Auf diese Vorschrift kann der 
Kläger sich aber nicht berufen. Sie gilt erst 
seit Inkrafttreten der Novelle zum Wohnungsbauge­
setz vom 25. August 1953 für die nach dem 31. Juli 
1953 bezugsfertig gewordenen Wohnungen (§ 50 Abs. 1 
und 2 1. WoBauG). Bavon abgesehen hat die Revision 
nicht gerügt, daß das Berufungsgericht etwa einen 
Vortrag des Klägers übergangen habe, gerade für 
den Ausbau des Hauses des Klägers seien Mittel 
mit der Auflage bewilligt worden, dieses Haus 
müsse ihm ohne Leistung eines Pinanzierungsbei- 
trages zugewiesen werden,*

Baß die Vorschrift des § 50 Abs. 1 2. WoBauG, 
die bei öffentlich geförderten Wohnungen die An­
nahme verlorener Baukostenzuschüsse verbietet, hier 
nicht anwendbar ist, liegt auf der Hand. Bas Zweite
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Y/ohnungsbaugesetz hat keine rückwirkende Kraft.

b) Unrichtig ist auch die von der Revision 
vertretene Auffassung, die Annahme von Pinänzis- 
rungsbeitrigen sei von der Rechtsordnung all­
gemein mißbilligt worden,, Ras Gegenteil ergibt 
sich bereits aus Art.-VI des Gesetzes zur Änderung 
des Zweiten Y/ohnungsbaugosetzes vom 21. Juli 1961 
(BGBl I 1041). Artikel VI setzt, abgesehen vom 
öffentlich geförderten Wohnungsbau,gerade die Wirk­
samkeit einer Abrede über verlorene Baukostenzu­
schüsse voraus. ■'

Vergeblich mscht, der. Kläger auch geltend, die 
Vereinbarung der Part ei eiy verstoße gegen den ge­
nossenschaftlichen Grundsatz der Gleichbehandlung.
Es ist zwar richtig, daß dieser Grundatz nicht nur 
für die sich aus der Mitgliedschaft zwischen der 
Genossenschaft und ihren Mitgliedern ergebenden Bezie­
hungen gilt, sondern auch für die Rechte und Pflich­
ten, die sich für die einzelnen Mitglieder aus der 
Inanspruchnahme von Genossenschaftseinrichtungen 
ergeben (BGH Urt. vom 11. Juli I960—  II ZR 24/58 - 
LM GenG § 18 Nr. 2 =* NJW I960, 2142). Es mag auch 
sein, daß eine Verletzung des Gleichbehandlungs­
grundsatzes im Genossenschaftsrecht die Genossen­
schaft verpflichtet, einem benachteiligten Genossen
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den Vorteil, der anderen "bevorzugten Genossen zu­
gewendet worden ist, ebenfalls unverkürzt zu ge­
währen (BGH aaO). Einen Verstoß gegen den Gleich­
behandlungsgrundsatz hat der Kläger aber nicht 
schlüssig dargbiegt. Er zahlt die .Altbaumiete. 
Dadurch, daß er die Kosten des Yfiederaufbaues zum 
großen Teil selbst getragen hat,- ist sein Entgelt 
für die Raumbenutzung im Endergebnis allerdings 
größer als das der Genossen, .deren Wohnung nicht 
oder nur geringfügig zerstört, worden ist. Der Klä­
ger ist diesen Genossen gegenüber aber nicht be­
nachteiligt, v/eil die Sachlage nicht die gleiche 
ist. Es besteht ein grundlegender Unterschied zwi­
schen einem Mieter, dessen Wohnraum erhalten war und 
der - von genehmigten Mieterhöhungen abgesehen - die 
frühere Miete zahlte, und einem Mieter, der eine 
kriegszerstört gev/esene, vom Vermieter wieder auf- 
gebaute Wohnung neu,mietete. Hätte die Beklagte 
selbst das Haus* über-.dan der Mietvertrag mit dem 
Kläger geschlossen worden, ist, wieder erstellt, 
und zwar, wie zu Vjergleichszv/eckeh unterstellt werdeni* ,
muß, ohne Zuhilfenahme öffentlicher Mittel, so hätte 
der Kläger eine höhere Miete als die Aitmiete zahlen 
müssen. Forderte die Beklagte nur die alte Miete, 
so stellte sic ihn, was die bloße Mietzinshöhe 
betrifft, besser als die übrigen Genossen. Die Be­
lastung mit den Aufbaukosten wurde also durch den 
Vorteil der geringeren Miete aufgehoben. Mit Recht 
sieht die Beklagte den Vertrag wirtschaftlich so 
an, als sei mit dem Kläger vereinbart worden, daß 
er den Finanzierungsbeitrag durch Zahlung einer 
geringeren Miete abwohnen dürfe. In Wahrheit will 
der Kläger so gestellt werden, wie wenn er von der
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Beklagten eine nicht kriegszerstörte Wohnung ge­
mietet hätte. Darauf hat der Kläger aber leinen..An­
spruch. Hätte er bei den Verhandlungen mit der Be­
klagten ein solches Ansinnen gestellt, so hätte 
die Beklagte ihn abgewiesen*: und er hätte nach einer 
Wohnung anderweit suchen müssen. Das gibt der Kläger 
selbst zu, wenn er der Beklagten zum Vorwurf macht, 
sie habe mit der Forderung nach, einem verlorenen 
Baukostenzuschuß die Wohnungsknappheit sittenwidrig 
ausgenutzt. Von einer Verletzung des Gleichbehandlungs 
grundsatzes;könnte also nur dann die Rede sein, wenn 
die Beklagte anderen Personen, die sich in der Lage 
des Klägers befanden, als Genossen neu aufgenommen 
und ihnen ein ®rümmerTgrundstück zum Aufbau überlas­
sen hätte, ihnen jedoch unter Vereinbarung einer 
Altmiete die Aufbaukosten voll erstattet hätte.
Daß das Berufungsgericht einen dahingehenden Vortrag 
des Klägers übergangen hätto, macht die Revision 

nicht geltend.

Die Revision will die Unwirksamkeit der Ver­
einbarung über den Wiederaufbau schließlich daraus 
herleiten, daß sie unter Verstoß gegen § 65 GenG die 
Kündigung unzulässig erschwere. Daß mit einer Kün­
digung wirtschaftliche Nachteile verbunden sind, die 
sich auf Grund von Vertragsbestimmungen bei einem 
Ausscheiden des Genossen zwangsläufig ergeben, steht 
der Gültigkeit solcher Bestimmungen nicht entgegen 
(vgl. RGZ 150, 209)o In übrigen ist die Kündigung 
des Klägers schon deshalb nicht unzulässig erschwert, 
weil die Beklagte wiederholt erklärt hat, sie v/erde 
bei einem Ausscheiden des Klägers,entsprechend den
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gesetzlichen Bestimmungen,den nicht abgewohn­
ten Teil des Pinanzierungsbeitrages erstatten.

• -v.

Die Kosten des Revisionsverfahrens hat der 
' Kläger nach § 97 ZPO zu tragen.

Dr, Oelhaar Dr, Dorechel Dr„ Meager^

Br, Messner .*> Mormann
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